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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 6 


(Nr. 4349.) Statut des Bautke-Tſchwirtſchener Deichverbandes. Vom 21. Januar 
1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der ſich 
von der Iſeritz bis zur Muͤndung der Bartſch erſtreckenden rechtsſeitigen Oder⸗ 
Niederung Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung von Deichen 
gegen die Ueberſchwemmungen der Oder zu einem Deichverbande zu vereinigen, 
und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, 
genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 
28. Januar 1848. SS. 11. und 15. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1848. 
S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Bautke-Tſchwirtſchener Deich verband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


H. 1. 
In der Niederung des rechten Oderufers, welche ſich von dem rechten Umfang und 
Ufer der Iſeritz bis an die Bartſch und deren Mündung in die Oder erſtreckt, Aue des / 
werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grund⸗ des. 
ſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei den bekannten hoͤchſten Waſſerſtaͤnden der 
Ueberſchwemmung durch die Oder unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande 
vereinigt. 5 g 
5 Diefer Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 
uhrau. 5 


H. 25 
Dem Deichverbande liegt die Herſtellung und Unterhaltung eines waſſer⸗ 
freien tuͤchtigen Deichs gegen die Ueberſchwemmungen der Oder und deren Ruͤck— 
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ſtau in die Iſeritz und die Bartſch in denjenigen durch die Staats⸗Verwal⸗ 
tungsbehoͤrden feſtzuſtellenden Abmeſſungen ob, welche erforderlich ſind, um 
die Grundſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung oder Ruͤckſtau durch 
den hoͤchſten Waſſerſtand der Oder zu ſichern. ö 

Wo die Deichkrone ſich mehr als 6 Fuß uͤber dem Terrain erhebt, iſt 
am inneren Rande des Deiches ein 14 Fuß breites Banquet anzulegen. 

Fuͤr den Ruͤckſtaudeich an der Iſeritz wird der Anſchluß an den waſſer⸗ 
freien Thalrand zwiſchen Krehlau und Wiſchuͤtz, fuͤr den Ruͤckſtaudeich an der 
Bartſch das jetzige Ende der Eindeichung bei Schabenau als Endpunkt ange⸗ 
nommen und eine Verlaͤngerung dieſer Ruͤckſtaudeiche nach oben hin fuͤrs erſte 
ausgeſetzt. 

5 Die Lage und Richtung der vom Verbande herzuſtellenden Deichſtrecken — 
ſoweit ſie noch nicht feſtſteht — iſt nach Anhoͤrung des Deichamtes und der 
ſpeziell Betheiligten von den Staats⸗Verwaltungsbehoͤrden zu beſtimmen. Wenn 
über die Nothwendigkeit oder Zweckmaͤßigkeit der Vor⸗ oder Zuruͤcklegung der 
Deiche auf einzelnen Strecken Differenzen zwiſchen dem Deichamte und den 
ſpeziell Betheiligten entſtehen, ſo tritt nach Anhoͤrung beider Theile die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung ein, gegen welche von beiden binnen vier Wochen 
Rekurs an die Miniſterien fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten eingelegt werden kann. Wird 
auf dieſem Wege die Vorlegung einer Deichſtrecke zwar als zulaͤſſig, aber nicht 
als nothwendig oder entſchieden zweckmaͤßig im Intereſſe einer erhoͤhten Sicher⸗ 
heit der Niederung oder der billigeren Herſtellung und Unterhaltung der Schutz⸗ 
anlagen mit Ruͤckſicht auf die Beſtimmungen der HH. 6 — 8. dieſes Statuts 
anerkannt, ſo iſt die Vorlegung nur dann vorzunehmen, wenn die ſpeziell Be⸗ 
theiligten die alleinige Aufbringung der Mehrkoſten übernehmen, worüber fie 
unter ſich Beſchluß faſſen durch Mehrheit der Stimmen nach der Zahl der 
Normalmorgen. 

Wenn zur Erhaltung der Hauptdeiche Deckwerke am Ufer des Stromes 
oder im Vorlande noͤthig werden, fo hat der Deichverband dieſelben auszu⸗ 
fuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bisherige 
Verbindlichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. 


§. 3. 


Um bei einem Deichbruch in den oberen Theilen der Niederung die Flu⸗ 
then von dem unterſten Theile derſelben abzuhalten und in die oberhalb Scha⸗ 
benau offene Bartſch zu weiſen, ſoll von den die Niederung quer durchſchnei⸗ 
denden alten Wehrdaͤmmen derjenige, welcher ſich oberhalb Oderbeltſch vom 
Hauptdeiche aus über die Feldmarken von Oderbeltſch, Globitſchen und Scha⸗ 
benau hinzieht, und dort an den Bartſch⸗Ruͤckſtaudeich anſchließt, auf beſondere 
Koſten der auf dem linken Bartſchufer unterhalb deſſelben liegenden Intereſſen⸗ 
ten in den durch die Staats⸗Verwaltungsbehoͤrden feſtzuſetzenden Abmeſſungen 
hergeſtellt und, ſo lange die Bartſch oberhalb Schabenau ohne Verwallungen 
bleibt, in Stand erhalten werden. 

Alle uͤbrigen alten Daͤmme in der Niederung, welche nicht zu den Haupt⸗ 

Oder⸗ 
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Oderdeichen des neuen Deichſyſtemes oder zu den Bartfch- und Iſeritz-Ruͤck⸗ 
ſtaudeichen gehören, oder nach dem Urtheile der Regierung als Quelldeiche nuͤtzlich 
und nothwendig ſind, in welchem Falle deren Unterhaltung den bisherigen 
Eigenthuͤmern obliegt, koͤnnen nach vollſtaͤndiger Herſtellung der neuen Deiche, 
und mit Genehmigung der Regierung auch ſchon fruͤher, von den bisherigen 
Eigenthuͤmern weggeſchafft werden. Falls die gaͤnzliche oder theilweiſe Weg⸗ 
raͤumung aus landespolizeilichen Gründen angeordnet werden ſollte, muß die⸗ 
ſelbe binnen der vom Deichamte und im Falle der Beſchwerde von der Re⸗ 
gierung zu beſtimmenden Friſt vom Deichverbande nach dem im H. 8. gedach⸗ 
ten Verhaͤltniß des Neubaukataſters bewirkt werden. 

Die Beſitzer der an die kaſſirten Deichſtrecken grenzenden Grundſtuͤcke 
können die Vertheilung der Erde zu beiden Seiten auf zuſammen 10 Ruthen 
Breite verlangen und muͤſſen ſie geſtatten, wenn die Erde nicht vom jetzigen 
Deichverbande zur Verwendung im allgemeinen Intereſſe beanſprucht wird, in 
welchem Falle ſie dieſem uͤberlaſſen werden muß. i 

Die Stellen, wo bei etwanigen Bruͤchen in den oberen Strecken des 
Hauptdeichs der untere Deich im Nothfalle, uͤber den allein der Deichinſpektor 
oder der etwa abgeordnete Regierungskommiſſarius — in deren Abweſenheit 
der Deichhauptmann — zu entſcheiden hat, durchſtochen werden ſoll, ſind von 
ae Deichamte unter Genehmigung der Regierung ein- für allemal zu be⸗ 

immen. f 5 


H. 4. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen neuen Hauptgraben anzulegen, 
welche erforderlich find, um das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Bin⸗ 
nenwaſſer aufzunehmen und in die Oder oder die Bartſch abzuleiten. Dies 
gilt namentlich auch von der Regulirung des Grenzgrabens, welcher von Luͤb⸗ 
chen und Corangelwitz her das Binnenwaſſer zwiſchen den alten Lauerſitzer, 
Auſtener, Zuͤchener und Irſinger Ruͤckſtaudeichen jetzt dem Oderſtrome am Ra⸗ 
benauer Hafen zufuͤhrt, uͤber deſſen Ableitung nach der Bartſch hin in der 
Richtung auf Zapplau aber bereits Unterhandlungen ſchweben. 

Die kuͤnftige Unterhaltung dieſer Graͤben liegt den ſpeziell dabei Bethei⸗ 
5 55 ob, nach einem noͤthigenfalls von der Regierung feſtzuſetzenden Beitrags⸗ 
verhaͤltniß. a 

Die bereits im Binnenlande der alten Deiche beſtehenden, dieſe durch⸗ 
ſchneidenden Hauptgraͤben ſind, inſofern deren fernere Beibehaltung erforderlich 
iſt, von den bisher dazu Verpflichteten auch ferner zu unterhalten, nachdem ſie 
zuvoͤrderſt nach der Beſtimmung der Deichverwaltung von dieſen, oder, wenn 
und ſoweit es derſelben im allgemeinen Intereſſe noͤthig oder zweckmaͤßig er⸗ 
ſcheint, auf Koſten des Verbandes gehörig in Stand geſetzt worden. i 
N Damit die Hauptgraͤben gut in Stand gehalten werden, ſoll die Deich⸗ 
verwaltung die Aufſicht daruͤber fuͤhren und eine Schau der Graͤben alljaͤhrlich 
ein⸗ bis zweimal abhalten. 25 f 

Die Regulirung und kuͤnftige Unterhaltung des Teinitz⸗ und Fauden⸗ 
Grabens, welche den oberen Theil der Niederung in die Bartſch entwäffern, 
erfolgt auf Koſten des Deichverbandes. 4 : 
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Die uͤber die neuen Hauptgraͤben, ſowie die uͤber den Teinitz⸗ und Fau⸗ 
den⸗Graben auf Landſtraßen und Kommunikationswegen neu anzulegenden 
Brücken werden vom Deichverbande gebaut und unterhalten. 

Die bereits vorhandenen Bruͤcken uͤber die Hauptgraͤben, welche wegen zu 
geringer Breite umgebaut werden muͤſſen, werden vom Deichverbande gebaut und 
wie die unverandert beibehaltenen vorhandenen Bruͤcken von den fruͤher dazu 
Verpflichteten unterhalten. Die zu Wirthſchaftszwecken erforderlichen Bruͤcken 
über die neuen Hauptgraͤben werden vom Deichverbande gebaut und von den⸗ 
jenigen, in deren Intereſſe ſie noͤthig ſind, unterhalten, die zu ſolchen Zwecken 
erforderlichen neuen Bruͤcken uͤber den Teinitz⸗ und Fauden-Graben aber von 
den betreffenden Intereſſenten gebaut und unterhalten, mit Ausnahme der Faͤlle, 
in welchen fie durch eine Rektiftzirung des alten Grabenlaufs nöthig geworden 
find, in welchen Faͤllen der Neubau dieſer Bruͤcken dem Deich verbande, die ſpaͤtere 
Unterhaltung aber den betheiligten Grundbeſitzern obliegt. 

Die im Teinitz⸗ und Fauden⸗Graben anzulegenden Schleuſen find, ſoweit 
ſie nicht im Intereſſe Einzelner als Bewaͤſſerungsſchleuſen eingelegt werden, 
in welchem Falle die Koſten von dieſen zu tragen ſind, vom Deichverbande 
herzuſtellen und zu unterhalten. 

Ueber die Benutzung des Teinitz⸗ und Fauden⸗Grabens und der in fie 
muͤndenden Gräben ſollen beſondere Beſtimmungen ertheilt werden (okr. H. 16.). 

Was alle uͤbrigen Hauptgraͤben betrifft, ſo darf das Waſſer derſelben 

ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen we⸗ 
der aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbefiger der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
u des Waſſers, deſſen er fich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver 
angen. 

5 Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreiben⸗ 
den Punkten geſchehen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


H. 5. 


Der Verband hat in dem die Niederung gegen die Oder, die Iſeritz und 
die Bartſch abſchließenden Deiche die erforderlichen Auslaßſchleuſen CDeich- 
fiele) für die Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. 


H. 6. 


Verpflichtun⸗ Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen 
En Geld- der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deich- 
Teiftungen. Be- kaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung 
Sehe lee der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Ver⸗ 
babe und Ver- bandes etwa kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach den von der 
anlagung nad Regierung zu Breslau auszufertigenden Deichkataſtern aufzubringen. 

7 78 In denſelben wird die Niederung nach dem 1 5 welcher ſich 


Me vom Heydauer Pechberge in der Richtung auf das Bartſchthal zwiſchen Rügen 
5 und 
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und Klein⸗Oſten zu erſtreckt und der Verlaͤngerung deſſelben in dieſer Richtung 
in einen oberen und einen unteren Theil geſchieden, deren Grenze vom Hey⸗ 
dauer Pechberge aus zuerſt durch die ſuͤdliche Grenze der Feldmarken Neu⸗ 
Heydau und Luͤbchen, dann durch den neuen Lauf des Faudengrabens von fei- 
nem Eintritt in die Feldmark Luͤbchen bis zum Eintritt in die Feldmark Groß⸗ 
Oſten, endlich durch die ſuͤdliche Grenze der letzteren bis an die Bartſch gebil- 
det wird. In jedem dieſer Theile erfolgt die Inſtandſetzung und Unterhaltung 
der darin liegenden Deich- und Entwaͤſſerungs-Anlagen auf beſondere Koſten 
der dazu gehörigen Intereſſenten mit der Maaßgabe, daß die Strecke des Fau⸗ 
dengrabens, welche durch den unteren Theil der Niederung fuͤhrt, von den In⸗ 
tereſſenten des oberen Theils mit herzuſtellen und zu unterhalten iſt. In bei⸗ 
den Theilen der Niederung werden die dazu gehörigen Grundſtuͤcke nach den 
in den folgenden Paragraphen angegebenen Grundſaͤtzen zu Beitraͤgen fuͤr die 
Koſten der Deich- und Meliorationswerke veranlagt. 


H. 775 


In dem allgemeinen Deichkataſter, nach welchem die Beitraͤge zu den 
Verwaltungskoſten, ſowie zur laufenden Unterhaltung der Deich- und Entwäffe- 
rungs⸗Anlagen, nach deren normaler Herſtellung, aufzubringen find, werden alle 
von der Verwallung gegen die Ueberſchwemmungen der Oder geſchuͤtzten er⸗ 
tragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach folgenden Hauptrubriken veranlagt: 


I. Hof- und Bauſtellen, Gärten und Acker I. Klaſſe, beſtehend aus Wei⸗ 
zen⸗ und Gerſtland, 
II. Acker II. Klaſſe, Haferland und ſoͤmmerungsfaͤhiges Roggenland, 
III. Acker III. Klaſſe, das geringere Roggenland bis zu dreijahrigem Rog⸗ 
genland herunter, re 
IV. Acker IV. Klaſſe, der noch geringere Ackerboden, 
V. Wieſe und Graͤſereiland in nicht tiefer Lage und mit guten Graͤſern, 
VI. tiefere, lachenartige Wieſen mit ſchilfartigen Graͤſern, 
VII. neu eingedeichte Forſt⸗ und Weidegrundſtuͤcke, welche ihrer Bodenbeſchaf⸗ 
5 fenheit nach mit Vortheil in Acker umgewandelt werden koͤnnten, 
VIII. alle übrigen Forſt⸗ und Weidegrundſtuͤcke, ſowie Rohr: und Fiſchteiche. 


Von den Grundſtuͤcken der erſten Rubrik iſt ein ganzer Beitrag, von 
denen der zweiten ſieben Zehntel, der ſiebenten ſechs Zehntel, der fünften fünf _ 
Zehntel, der dritten vier Zehntel, der vierten, ſechſten und achten zwei Zehntel, 
von Unland, Kommunikationswegen und Kirchhoͤfen aber gar kein Beitrag 
zu entrichten. | 

Außerdem find für das gedachte Kataſter noch folgende Beſtimmungen 
maaßgebend. 4 

1) Von den Grundſtuͤcken im unteren Theile der Niederung werden dieje⸗ 
nigen, welche unterhalb des im H. 3. gedachten, ſich uͤber die Feldmar⸗ 
ken Oderbeltſch, Globitſchen und Schabenau hinziehenden Wehrdammes 
liegen, mit Ausnahme der dazu gehoͤrigen Grundſtuͤcke der Feldmark 

Oderbeltſch, zu den Koſten der gemeinſchaftlichen Anlagen des unteren 
Gr. 4349) Theils 
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Theils verhaͤltnißmaͤßig um ein Viertel höher herangezogen, als die 
übrigen Grundſtuͤcke dieſes Theils. 

Die Zahl der Normalmorgen iſt daher für die erſtgedachten Grund: 
ſtuͤcke um ein Viertel zu erhoͤhen. 

2) Die im gewoͤhnlichen Ueberſchwemmungsgebiete der Bartſch und der Iſe⸗ 
ritz liegenden und gegen dieſelben durch Verwallungen des Deichverban⸗ 
des nicht geſchuͤtzten Grundſtuͤcke ſind von Deichbeitraͤgen frei. 

3) Zu den Koften der im oberen Theile der Niederung anzulegenden Ent- 
waͤſſerungen nach der Bartſch hin tragen diejenigen neu einzudeichenden 
Grundſtuͤcke nicht bei, welche von der oberen Inundationsgrenze bei 
Krehlau ab bis zu dem Verbindungspunkte des neuen Deiches mit der 
alten Deichlinie unterhalb Bautke liegen, wogegen diejenigen nicht mehr 
zum Ueberſchwemmungsgebiete der Oder gehoͤrigen Grundſtuͤcke, welche 
früher im Stau der Wiſchuͤtzer Mühle gelegen haben, zu den Koften 
jener Entwaͤſſerungsanlagen in Gemaͤßheit ihrer Kulturart herangezo- 
gen werden. 


H. 8. 


Fuͤr die normale Herſtellung ſaͤmmtlicher Deiche mit Schleuſen und Sie⸗ 
len und der Hauptgraͤben, ſoweit deren Herſtellung nach HH. 2. 3. und 4 
überhaupt dem Deichverbande obliegt, ausſchließlich des im $. 3. gedachten 
Wehrdammes und der Graͤben, welche die verſchiedenen Theile der Niederung 
nach der Bartſch hin entwaͤſſern, fuͤr die aus landespolizeilichen Gruͤnden an⸗ 
geordnete Wegraͤumung von Binnendeichen, ſowie fuͤr die Tilgung und Ver⸗ 
zinſung der dazu kontrahirten Schulden entrichten die neu einzudeichenden Grund⸗ 
ſtüuͤcke in beiden Theilen der Niederung verhaͤltnißmaͤßig das Ein⸗ und ein halb⸗ 
fache mehr, als die ſchon jetzt durch alte Hauptdeiche geſchuͤtzten. Hiernach iſt 
ein Spezialkataſter fuͤr die Beitraͤge zu den Neubaukoſten aufzuſtellen, fuͤr wel⸗ 
ches im Uebrigen die Beſtimmungen des $. 7. maaßgebend find. 


§. 9. 


Das allgemeine Deichkataſter nebſt dem Anhange uͤber die Unterhaltung 
der Entwaͤſſerungen des oberen Theiles der Niederung nach der Bartſch, ſowie 
die Spezialkataſter uͤber die Beitraͤge zu den Neubaukoſten werden von dem 
Deichregulirungs-Kommiſſarius aufgeſtellt. Behufs der Feſtſtellung ſind die⸗ 
ſelben dem Deichamte vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, der Ver⸗ 
tretung des Fiskus und den Beſitzern der Guͤter, welche einen beſonderen Ge⸗ 
meindebezirk bilden, extraktweiſe zuzuſtellen und zugleich iſt im Amtsblatt eine 
vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher die Kataſter bei 
dem Deichamte, den Gemeindevorſtaͤnden und dem Königlichen Kommiſſarius 
eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem letzteren angebracht werden koͤnnen. 

Dieſe Beſchwerden, welche auch gegen die in den HH. 6 — 8. ent⸗ 
haltenen Grundſaͤtze der Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erho- 
ben werden koͤnnen, ſind, ſofern ſie nicht durch ein angemeſſenes Abkommen 
beſeitigt werden, von dem Deichregulirungs-Kommiſſarius unter Zuziehung der 

Be⸗ 
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Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sachver⸗ 
ſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen find hinſichtlich der Grenzen 
des Inundationsgebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feld⸗ 
meſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Kataſter⸗ 
klaſſen und der Einſchaͤtzung in dieſelben zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige. 
Bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe kann denſelben 
ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet werden. N 

Alle dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
der Deichamts-Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Re⸗ 
ſultate einverſtanden, oder kommt fonft eine angemeſſene Einigung zu Stande, 
ſo werden die Deichkataſter danach berichtigt. Andernfalls werden die Akten 
der Regierung zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde eingereicht. 

Wird dieſelbe verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung iſt Rekurs da⸗ 
gegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Kataſter ſind dieſelben von der Regie⸗ 
rung in Breslau auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 

Die genannte Regierung kann das Deichamt ermaͤchtigen, auf Grund 
der Kataſter ſchon Beitraͤge vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausgleichung auszuſchrei⸗ 
ben und einzuziehen, ſobald die Kataſter von dem Kommiſſarius aufgeſtellt und 
den Betheiligten zugefertigt ſind. 


H. 10. 


Das den Deichgenoſſen vor der Vereinigung zum Deichverbande im 
Laufe des Jahres 1855. aus der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe fuͤr die Provinz 
Schleſien zur Herſtellung der Schutz⸗ und Meliorations⸗Anlagen gewaͤhrte Dar⸗ 
lehn bildet eine Schuld des Verbandes und iſt unter den von der gedachten 
Kaffe in Gemaͤßheit ihrer Statuten vom 5. Dezember 1854. beſtimmten Bedin⸗ 
1 und zwar nach Maaßgabe des Spezialkataſters zuruͤckzuzahlen und zu 
verzinſen. f 
Ebenſo hat der Verband die Staatsdarlehne zuruͤckzuzahlen und reſp. 
zu verzinſen, welche ſeit dem Jahre 1853. zum Ausbau feiner Deich- und 
Entwaͤſſerungs⸗Anlagen gegeben find, | | 

Hinſichtlich beider Darlehne werden diejenigen Abtheilungen, deren Anla⸗ 


gen damit ausgefuͤhrt worden, zur Erſtattung und Verzinſung der betreffenden 


Summen herangezogen. 20 
Der Beſchlußnahme des Deichamtes unter Genehmigung der Regie⸗ 
rung bleibt es vorbehalten, ob die zu den fruͤheren proviſoriſchen Deichber⸗ 
baͤnden von Dombſen⸗Irſingen und Lauerſitz⸗Schabenau noch ruͤckſtaͤndigen Bei⸗ 
trage der zu denſelben gehörig geweſenen Grundſtuͤcke der Niederung, ſowie 
die Beiträge dieſer Grundſtuͤcke zur Wiedererſtattung der den gedachten beiden 
Verbaͤnden zur Schließung ihrer Deichbruͤche in den Jahren 1849., 1854. 
und 1855. aus der Staatskaſſe gewaͤhrten Darlehne nach dem Maaßſtabe des 
jetzigen Kataſters oder nach den für. die proviſoriſchen Verbände beſtandenen 
(Nr. 4349. Grund⸗ 
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Grundſaͤtzen, jedoch unter Berichtigung der proviſoriſchen Deichrolle nach den 
Reſultaten der jetzigen Vermeſſungen, aufgebracht werden ſollen. 

Beſchaͤdigungen, welche vom Tage der Rechtskraft dieſes Statuts ab 
an den unterhalb der Iſeritz liegenden Hauptdechen des proviſoriſchen Domb⸗ 
ſen⸗Irſinger und des Lauerſitz⸗Schabenauer Deichverbandes bis zur normalen 
Herſtellung der das neue Deichſyſtem bildenden Deichlinien vorkommen, ſind, 
ſoweit es nöthig iſt, von den Genoſſen des neuen Verbandes nach dem in 
F. 6. und 7. gedachten Beitragsverhaͤltniß wieder herzuſtellen. Dagegen 
werden die Deichgenoſſen des neuen Verbandes mit demſelben Tage frei von 
der Deichlaſt an den oberhalb der Iſeritz belegenen Deichen des proviſoriſchen 
Dombſen⸗Irſinger Verbandes, 


H. 11. 


Die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge, aus welchen namentlich die Ver⸗ 
waltungskoſten und die laufende Unterhaltung der Anlagen, ſowie die Koſten 
der Kataftrirung zu beſtreiten find, werden für jetzt im oberen Theile der Nie⸗ 
derung auf drei Silbergroſchen ſechs Pfennige, im unteren Theile auf fuͤnf 
Silbergroſchen jaͤhrlich für den Normalmorgen feſtgeſetzt. Nach Feſtſtellung 
des allgemeinen Deichkataſters und Vollendung der Anlagen find dieſelben 
von dem Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten auf den 
nach Anhoͤrung des Deichamtes zu erſtattenden Bericht der Regierung ander⸗ 
weit zu beſtimmen, wenn ſich herausſtellen ſollte, daß die obigen Saͤtze nicht 
angemeſſen oder nicht ausreichend ſind. 

Von den gewohnlichen Deichkaſſenbeitraͤgen ſaͤmmtlicher zur Niederung 
gehoͤrigen Grundſtuͤcke wird alljaͤhrlich eine nach dem Jahresetat zu beſtimmende 
Summe, die fuͤr jeden Normalmorgen gleich viel betraͤgt, Behufs Beſtreitung 
der allgemeinen Verwaltungskoſten vorweg genommen; der dann verbleibende 
Reſt der Beitraͤge wird fuͤr den oberen und den unteren Theil der Niederung 
getrennt vereinnahmt und geſondert zur Wiederherſtellung und Unterhaltung 
der bezuͤglichen Deich⸗ und Entwaͤſſerungs-Anlagen, ſowie zur Beſoldung der 
geſondert anzuſtellenden Unterbeamten verwandt, zu welchem Behufe fuͤr den 
oberen und unteren Theil der Niederung Spezialrechnungen zu fuͤhren ſind. 
Welche Ausgaben zu den allgemeinen Verwaltungskoſten zu rechnen ſind, und 
welche Summe fuͤr dieſelben vorweg zu nehmen iſt, wird in ſtreitigen Faͤllen 
von der Regierung beſtimmt. 

Auch die Wiederherſtellung von Deichbruͤchen erfolgt auf beſondere Ko⸗ 
ſten des jedesmal betroffenen Theiles. 

Bon den nach F. 7. zur Unterhaltung der Entwaͤſſerungen des oberen 
Theils nach der Bartſch hin verpflichteten Grundbeſitzern iſt außer dem obigen 
gewöhnlichen Deichkaſſenbeitrage ein jaͤhrlicher Beitrag von vier Silbergroſchen 
ſechs Pfennigen fuͤr den Normalmorgen zu entrichten, welcher in eine fuͤr den 
obigen Zweck zu bildende Spezialkaſſe zu vereinnahmen iſt, aus der auch die 
55 en Beaufſichtigung jener Anlagen anzuftellenden Beamten zu befol- 

en ſind. 

Die Höhe der aus den Ueberſchuͤſſen der gewöhnlichen Deichkaſſenbei⸗ 
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trage anzuſammelnden Reſervefonds, welche fr beide Theile der Niederung 
geſondert zu halten ſind, wird fuͤr den oberen Theil auf dreitauſend Thaler, 
fuͤr den unteren auf zehntauſend Thaler feſtgeſetzt. f 

Aus den Ueberſchuͤſſen der beſonderen Beitraͤge der oberen Intereſſenten 
fuͤr die Unterhaltung ihrer Entwaͤſſerungen nach der Bartſch hin wird ein 
Spezial⸗Reſervefonds bis auf Hoͤhe von viertauſend Thalern gebildet, welcher 
zur Herſtellung ungewoͤhnlicher Beſchaͤdigungen dieſer Anlagen, ſowie zum Neu⸗ 
bau der Stauſchleuſen in den Graͤben und der uͤber dieſelben fuͤhrenden, vom 
Verbande zu unterhaltenden, Bruͤcken beſtimmt iſt. 


H. 12. 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgraͤben, aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Druckwaſſer unter Waſſer geſetzt 
werden, find für das betreffende Jahr die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge der 
beſchaͤdigten Flaͤche zu erlaſſen, wenn dieſelbe in Folge der Ueberſchwemmung 
nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer ge⸗ 
woͤhnlichen Jahresnutzung geliefert hat. 


§. 13. 


Die Grundbeſitzer, welche wegen zu großer Entfernung oder wegen Sper⸗ 
rung der Kommunikation durch Waſſer nicht zu den Näturalhuͤlfsleiſtungen 
haben aufgeboten oder herangezogen werden koͤnnen, ſollen in den Jahren, in 
welchen ein ſolches Aufgebot ſtattgefunden hat, einen beſonderen verhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßigen Geldbeitrag zur Deichkaſſe zahlen. 5 

Der Geldbeitrag wird von dem Deichamte, und auf Beſchwerden von 
der Regierung, endgültig feſtgeſetzt. Br a 


$. 14. 


Die ſchon beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der Deichver- 

ae 10 be gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum und 
utzung uͤber. 5 

Doch ſoll die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den bisherigen Eigen⸗ 
thuͤmern des Grundes und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn ſie dafuͤr die Flaͤche 
zur neuen Deichſohle und zum Banquet unentgeltlich hergeben und ſich zur un⸗ 
entgeltlichen Hergabe der Erde zu den gewoͤhnlichen Reparaturen verpflichten. 

Der Nutzungsberechtigte muß ſich allen Beſchraͤnkungen unterwerfen, 
welche von den Behörden zum Schutze des Deiches für noͤthig erachtet werden. 

Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen fuͤr die Graͤſereinutzung nicht uͤber⸗ 
nehmen wollen, da faͤllt dieſelbe dem Deichverbande zu. ne 


H. 15. 5 


Die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deichbanquets dürfen in der 
Regel drei Fuß breit von deſſen Fuße ab weder beackert, noch bepflanzt, ſondern 
Jahrgang 1856. (Nr. 4349.) b 12 nur 
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nur als Graͤſerei benutzt, wo kein Banquet iſt, duͤrfen die Grundſtuͤcke am in⸗ 

neren Rande des Deiches zwoͤlf Fuß breit von deſſen Fuße ab nur als Grä- 
ſerei benutzt werden. 

Ausnahmen können in einzelnen Fällen vom Deichamte mit Genehmi⸗ 


gung der Regierung geſtattet werden. 
$. 16. 


Ueber die Inſtandhaltung der Graͤben in der Niederung des Teinitz⸗ 
und Fauden⸗Grabens und uͤber die Handhabung und Benutzung der darin an⸗ 
zulegenden Schleuſen zur Ent⸗ und Bewaͤſſerung der umliegenden Grundſtuͤcke 
iſt von dem Königlichen Kommiſſarius nach Anhörung des Deichamtes ein Re⸗ 
gulativ aufzustellen, welches dem Deichamte, ſowie den betheiligten Gütern 
und Gemeinden in gleicher Art, wie die Kataſter, mitzutheilen und hinſichtlich 
deſſen in der im H. 9. gedachten Weiſe eine öffentliche Bekanntmachung zu 
erlaſſen iſt. Die dagegen angebrachten Einwendungen ſind von dem Kommiſſa⸗ 
rius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines zu jener Niederung gehoͤri⸗ 
gen Deichamtsdeputirten, ſowie noͤthigenfalls eines oder zweier oͤkonomiſchen 
und eines Waſſerbau-Sachverſtaͤndigen, welche von der Regierung ernannt 
werden, zu unterſuchen. Kommt eine angemeſſene Einigung zwiſchen den Be— 
theiligten nicht zu Stande und wird die Einwendung nicht zuruͤckgenommen, 
fo entſcheidet die Regierung über dieſelbe. Binnen vier Wochen nach Cröff- 
nung dieſer Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die land⸗ 
wirihſchaftlichen Angelegenheiten zuläffig, 
Nach Erledigung der Erinnerungen iſt das Regulativo von der Regie⸗ 
rung in Breslau auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen, welches die 
Aufſicht uͤber die Ausfuͤhrung der darin enthaltenen Vorſchriften einem ſeiner 
zum oberen Theile der Niederung gehoͤrigen Mitglieder, noͤthigenfalls gegen an⸗ 
gemeſſene Entſchaͤdigung, uͤbertragen kann. 


$ 17. 


Die Deiche nebſt den dieſelben durchſchneidenden Hauptgraͤben ſind in 
zehn Aufſichtsbezirke zu theilen. Fuͤr die Entwaͤſſerungsanlagen nach der 
Bartſch hin find beſondere Aufſichtsbezirke zu bilden, für welche beſondere 
een en ganz wie die Deichgeſchworenen fuͤr die Deiche zu waͤh⸗ 
en ſind. . 


H. 18. 


Die Zahl der Repraͤſentanten wird auf zehn feſtgeſetzt. 
Behufs der Wahl derſelben wird die zum Deichverbande gehoͤrige Nie⸗ 
derung in acht Bezirke eingetheilt. Von dieſen umfaßt: 
der erſte Bezirk die Feldmarken: N | 
Krehlau, Schlaͤswitz, Klein⸗Bauſchwitz, Wiſchuͤtz, Bautke und die 
Bautker Forſt, f 


der 
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der zweite Bezirk die Feldmarken: | | 
Dahme, Kriſchuͤtz, Rayſchen, Schmoͤgerle, Neuvorwerk, 

der dritte Bezirk die Feldmarken: 
Gimmel, Tſcheſchen, Sophienthal, Tſcheſchenheide, Huͤnern mit Gan⸗ 
ſaar, Klein-Wierfewig mit Heydedorf, Graben, Ruͤtzen, 

der vierte Bezirk die Ritterguͤter: 
Alt⸗ und Neu⸗Heydau, Luͤbchen, Corangelwitz, Zuͤchen, Herrnlauerſitz, 
Klein⸗Lauerſitz, Irſingen, Bartſch mit Culm, Auſten mit Rabenau und 
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die Stadtfeldmark Koͤben, 
der fuͤnfte Bezirk die Gemeinden: | 
Alt: und Neu⸗Heydau, Luͤbchen, Corangelwitz, Zuͤchen, Herrnlauerſitz, 
Klein-Lauerſitz, Irſingen, Auſten mit Rabenau, Bartſch mit Culm, 
der ſechſte Bezirk die Feldmarken: f 
Waldvorwerk, Kittlau, Groß⸗Oſten, Klein⸗Oſten und Niebe, Linz mit 
Sackerau, Zapplau, f f 
der ſiebente Bezirk die Feldmarken: Mage: 
Oderbeltſch, Globitſchen, Leſchkowitz, Kottwitz, Wettſchuͤtz, Schabenau, 
der achte Bezirk die Feldmarken: RT 
Wendſtadt, Kahrau, Tſchwirtſchen, Schwuſen, Zeippern, 
ſoweit dieſelben uͤberhaupt zum Deichverbande herangezogen werden. 

Im vierten Wahlbezirke werden drei, in den ſieben ubrigen je Ein Ab⸗ 
geordneter und Stellvertreter, in allen acht Bezirken alſo zehn Abgeordnete 
und eben ſoviel Stellvertreter gewaͤhlt. ; 

In den Wahlbezirken hat jede Gemeinde und jedes Gut, welches einen 
ſelbſtſtaͤndigen Gemeindebezirk bildet, für eine Flaͤche bis 50 Morgen deich⸗ 
pflichtigen Landes Eine Stimme, 75 

für jede vollen 50 Morgen mehr bis zu 300 Morgen Eine Stimme, 

für jede vollen 100 Morgen mehr bis zu 1000 Morgen Eine Stimme, 

für jede vollen 200 Morgen mehr Eine Stimme. 

Die verſchiedenen Beſitzſtaͤnde der Rittergutsbeſitzer in demſelben Wahl⸗ 
bezirke werden hierbei zuſammengerechnet. 5 

Jeder Gemeinde wird fuͤr je funfzehn deichpflichtige Stellen Eine Stimme 
zugeſetzt. 8 ö 
Nach Feſtſtellung der Kataſter bleibt es dem Miniſterium fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorbehalten, nach Anhoͤrung des Deich⸗ 
amtes und der Regierung die Wahlbezirke und das Stimmverhaͤltniß in den⸗ 
ſelben abzuaͤndern. ö A! 
Fur die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter in jedem Wahl⸗ 
bezirke entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit, hei Gleichheit der Stimmen 
(Nr. 4349.) ade giebt 
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giebt vorläufig derjenige der Hauptbetheiligten den Ausſchlag, welcher die größ- 
ten Flaͤchen im Wahlbezirke beſitzt, nach Aufſtellung des Kataſters derjenige, 
welcher den groͤßten ordentlichen Deichkaſſenbeitrag zahlt. 


Die Wahl erfolgt fuͤr einen ſechsjaͤhrigen Zeitraum aus der Mitte der 
zu dem Wahlbezirke gehoͤrigen großjaͤhrigen Deichgenoſſen, ſoweit ſie nicht den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren ha⸗ 
ben und nicht Unterbeamte des Verbandes find. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhl⸗ 
barkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, 
duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Ver⸗ 
wandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 


Alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte der Abgeordneten und Stellvertreter 
aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
ede durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt 
werden. 


§. 19. 


Die Stimmen, welche nach dem vorigen Paragraphen den zum Deich⸗ 
Verbande gehoͤrigen Gemeinden zur Wahl der Abgeordneten und ihrer Stell⸗ 
vertreter zuſtehen, werden von den Vorſtehern der Gemeinden reſp. deren ge⸗ 
woͤhnlichen Stellvertretern gefuͤhrt. 


Die Beſitzer der zum Deichverbande gehörigen Ritterguͤter können ihren 
Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, oder einen anderen Deichgenoſſen zur Aus⸗ 
uͤbung ihres Stimmrechts bevollmaͤchtigen. a 


Frauen, Minderjaͤhrige und andere Bevormundete duͤrfen ihr Stimmrecht 
reſp. durch ihre Ehemaͤnner und ihre geſetzlichen Vertreter oder durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte ausuͤben. 3 


Gehoͤrt ein Gut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, fo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


Wenn ein ſtimmberechtigter Gutsbeſitzer den Vollbeſitz der buͤrgerlichen 
Rechte durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat, jo ruht wahrend feiner Beſitz⸗ 
zeit ſein Stimmrecht. | 


H. 20. 


Die Stimmenzahl der Waͤhler jeden Wahlbezirks wird vom Deichhaupt⸗ 
mann und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von dem Deichregulirungs-Kom⸗ 
An zuſammengeſtellt. Den Wahlkommiſſarius ernennt die Regierung in 

reslau. 

Die Nachweiſung der Stimmenzahl wird vierzehn Tage lang in einem 
zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokale im Wahlbezirke offen gelegt. 

1 Waͤhrend dieſer Zeit kann jeder Wahlberechtigte Einwendungen gegen 
die Richtigkeit der Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarius erheben. 
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Die Entſcheibung über die Einwendungen und die Prüfung der Wah⸗ 
len ſteht dem Deichamte zu. f FR 


H. 21. 


Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 


§. 22. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn derſelbe waͤhrend 
ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder ſeinen 
bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. . 


H. 23. 


Die allgemeinen Beſtimmungen für kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute Augeneine 
vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) Beſtimmun⸗ 
ſollen für den Bautke-Tſchwirtſchener Deichverband Gültigkeit haben, inſo⸗ en. 
weit ſie nicht in dem vorſtehenden Statut abgeaͤndert ſind. . 


H. 24. 5 
Abaͤnderungen dieſes Deichſtatuts koͤnnen nur unter landesherrlicher 
Genehmigung erfolgen. . N 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 5 n 
Gegeben Berlin, den 21. Januar 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


ö , Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
v. d. Heydt. Simons. ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 
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(Nr. 4350.) Privilegium wegen Emiſſion von Prioritaͤts- Obligationen der Berlin - 
Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von Einer Million Tha- 
lern. Vom 4. Februar 1856. > 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Berlin-Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des 
in den Generalverſammlungen vom 30. April und 11. Juni 1855. gefaßten 
Beſchluſſes darauf angetragen hat, Behufs der durch den geſteigerten Verkehr 
nöthig gewordenen Verbeſſerung und vermehrten Ausruͤſtung des Unternehmens 
die Aufnahme einer Summe von Einer Million Thalern durch Ausgabe auf 
den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Prioritaͤts⸗Obligationen 
zu geſtatten, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium hierzu Unſere landesherrliche Geneh— 
migung unter dem Vorbehalt der ſpeziellen Feſtſetzung des Verwendungsplans 
durch Unſeren Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und unter 
nachſtehenden Bedingungen. 


K 1. 


Die zu emittirenden Prioritaͤts- Obligationen werden in 1000 Stuͤck 

à 500 Rthlr. in fortlaufenden Nummern von 1. bis 1000. und in 5000 Stuͤck 

à 100 Rthlr. in fortlaufenden Nummern von 1. bis 5000. nach dem anlie⸗ 
genden Schema ausgefertigt, und erhalten Zinskupons zu je zehn und zehn 
A Jahren. Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privile⸗ 
gium abgedruckt. 


2 i 


Die Prioritaͤts-Obligationen werden mit vier ein halb Prozent jährlich 
verzinſt und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen am 2. Januar und 1. Juli 
jeden Jahres gezahlt. An den Dividenden der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn- 
Geſellſchaft nehmen die Prioritaͤts⸗Obligationen keinen Theil, dagegen erhalten 
ſie fuͤr die ihnen zugeſicherten vier ein halb Prozent Zinſen das Vorzugsrecht 
vor den vorhandenen Stammaktien im Betrage von 6,000,000 Rthlr. derge⸗ 
ſtalt, daß die Zinſen der erſteren bei der jaͤhrlichen Einnahme vor den Divi— 
denden der Stammaktien in Abzug gebracht werden. Auch den Kapitalien der 
Prioritaͤts-Obligationen ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor dem Stammaktien-Ka⸗ 
pitale der 6,000,000 Rthlr. zu. Sa 
S ; . s 
Dagegen ſtehen die neuen Prioritaͤts-Obligationen den auf Grund des 
zweiten Nachtrags zum Statute der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
mit Unſerer unterm 18. Februar 1842. ertheilten Genehmigung (Geſetz-Samm⸗ 
lung für 1842. S. 77.) emittirten ſogenannten Prioritaͤts-Aktien im Betrage 
von 1,500,000 Rthlrn. (mit vier Prozent verzinslich) in der Prioritaͤt nach, 
5 > und 


„ a0 


und zwar ſowohl ruͤckſichtlich der Zinſen, als ruͤckſichtlich des Kapitals, ſo daß 
den ſchon vorhandenen Prioritaͤts⸗Aktien der 4,500,000 Rthlr. die unbedingte 
Prioritaͤt aus druͤcklich vorbehalten bleibt. 


H. 4. 


Nach den Befchlüffen der Aktionaire der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft in den Generalverſammlungen vom 16. Dezember 1853., vom 
27. Januar 1854. und vom 28. April 1854. wird beabſichtigt, das Geſell⸗ 
ſchaftskapital zur Anlegung neuer Zweigbahnen von Wittenberg uͤber Bitter⸗ 
feld nach Halle und Leipzig, ſowie von Deſſau nach Bitterfeld noch um die 
Summe von 4,500,000 Rthlr. zu erhoͤhen. Sollte dieſe Summe durch eine 
fernere Anleihe vermittelſt Ausgabe von Prioritäts⸗Obligationen beſchafft wer⸗ 
den, jo bleibt derſelben die gleiche Priorität mit der gegenwärtigen Anleihe von 
Einer Million Thalern vorbehalten. 


H. 5. 


Die nach dem gegenwärtigen Privilegium kreirten Prioritäts-Obligationen 
unterliegen der Amortiſation und es wird fuͤr dieſe alljährlich die Summe 
von 5000 Rthlrn. unter Zuſchlag der durch die eingelöften Obligationen erſpar⸗ 
ten Zinſen aus dem Ertrage des Eiſenbahnunternehmens verwendet. 

Die Amortiſation und die jährliche Verwendung von 5000 Rthlrn. ſoll 
jedoch erſt mit dem Jahre 1858. ihren Anfang nehmen, dergeſtalt, daß die 
Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden Obligationen, welche am 1. Juli jedes 
Jahres geſchehen ſoll, zuerſt im Jahre 1858. erfolgt. | 

Es bleibt der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft vorbehalten, 
unter Genehmigung der Staatsregierung den Amortiſationsfonds zu verſtaͤr⸗ 
ken und ſo die Tilgung der Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchleunigen. Auch 
bleibt der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht vorbehalten, außerhalb des Amorti⸗ 
ſationsverfahrens, unter Genehmigung der Staatsregierung, die Prioritaͤts⸗ 
Obligationen durch die öffentlichen Blatter mit mindeſtens dreimonatlicher Friſt 
zu Fündigen und durch Zahlung des Nennwerths einzulösen. 

Ueber die Amortiſation muß Unſerem Eiſenbahnkommiſſariate zu Berlin 
alljährlich ein Nachweis vorgelegt werden. 5 


H. 6. i 
Die Inhaber der Prioritäts- Obligationen ſollen nur in I Faͤl⸗ 
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len den Nennwerth dieſer Obligationen von der Geſellſchaft zuruͤckzufordern 
berechtigt ſein: . f . 


a) wenn ein Zinszahlungstermin Länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen laͤnger 
als ſechs Monate ganz aufhört; 


c) wenn gegen die Geſellſchaft Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; 


(Nr. 4350.) d) wenn 


d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die einen Gläubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begruͤnden; 8 

e) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Amortiſation der Prioritaͤts-Obligationen 
nicht eingehalten wird. 

In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigung nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann an demſelben Tage, wo einer dieſer Faͤlle eintritt, zu⸗ 
ruͤckgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins⸗ 
kupons, zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetrie⸗ 
bes, zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, zu 
d. bis zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehoͤrt haben. 

In dem sub e. vorgeſehenen Falle ift jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
Gebrauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte erfol⸗ 
gen ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts iſt 
den Obligationen-Inhabern das geſammte bewegliche und unbewegliche Ver⸗ 
moͤgen der Geſellſchaft nach Maaßgabe des folgenden Paragraphen verpfaͤndet. 


Sale. 


So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritäts- Obligationen einge: 
Yöft find, oder der Einloͤſungs⸗Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Ge⸗ 
ſellſchaft von den zur Bahnlinie, zu den Bahnhoͤfen und zum Bahnbetriebe 
verwendeten und eingerichteten Grundſtuͤcken nichts veraͤußern, auch, mit Aus⸗ 
nahme der im H. 4. vorbehaltenen Summe, neue Anleihen nur mit der Maaß⸗ 
gabe aufnehmen, daß den Prioritaͤts⸗Obligationen der jetzigen Emiſſion für 
Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Obligationen 


reſervirt und geſichert bleibe. 3 

In der Veraͤußerung ſolcher Grundſtuͤcke hingegen, welche weder zur 
Bahnlinie, noch zu den Bahnhoͤfen, noch zum Bahnbetriebe benutzt werden, 
wird die Geſellſchaft unter Genehmigung des Staats (Geſetz vom 3. Novem— 


ber 1838. H. 7.) hierdurch nicht beſchraͤnkt. Wage 


5. 8. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des $. 5. zu amortiſirenden 
Obligationen werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage Öffentlich bekannt gemacht. Es ſoll jedesmal 
ein moͤglichſt gleicher Kapitalbetrag in Obligationen a 500 Rthlr. und in Obli⸗ 

gationen à 100 Rthlr. gezogen werden. 81 


H. 9. 


„Die Verlooſung geſchieht durch die Geſellſchaftsdirektion in Gegenwart 
zweier Notare in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu 


brine 
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bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts-Obligationen 
der Zutritt geſtattet iſt. - 
H. 10. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu 
beſtimmten Tage in Berlin von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nominalwerthe 
an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem 
Tage hört die Verzinſung der ausgelvoften Obligationen auf. Mit letzteren 
ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht faͤlligen Zinskupons einzuliefern. Ge⸗ 
ſchieht dies nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Ka- 
pitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. i 

Die im Wege der Amortiſation eingeloͤſeten Obligationen ſollen in Ge⸗ 
genwart zweier Notare verbrannt, und es ſoll, daß dies geſchehen, durch die 

öffentlichen Blätter bekannt gemacht werden. Die Obligationen aber, welche 
in Folge der Ruͤckforderung oder Kuͤndigung der Inhaber außerhalb der Amor⸗ 
tiſation eingelöfet werden ($. 5.), kann die Geſellſchaft wieder verausgaben. 


H. 11. 


Ruͤckſichtlich der Obligationen, welche ausgelooſet find, und, der Be- 
kanntmachung durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht binnen ſechs 
Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung praͤſentirt worden, tritt 
gerichtliche Depoſition ein. 2 


$. 12. 


Die in den $$. 5. 8. 9. 10. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen erfolgen durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam, 
den Preußiſchen Staats-Anzeiger, mindeſtens zwei Berliner Zeitungen und eine 
Leipziger Zeitung. a ö g 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwaͤrtige landesherrliche Privile⸗ 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu ge⸗ 
ben oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. f 
Das gegenwärtige Privilegium ift durch die Gefek - Sammlung bekannt 
zu machen. 8 

Gegeben Berlin, den 4. Februar 1856. a 


(L. S.) Friedrich Wilhelm 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4350.) - 13 


Rthlr. 500. | 1 1. 
5 Prioritäts Obligation 
der 
Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn-⸗Geſellſchaft 
uͤber 5 
Fuͤnfhundert Thaler Preuß. Kurant 
zu 43 Prozent Zinſen. a 


Jababer dieſes hat auf Hoͤhe von Fuͤnfhundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in 
Gemaͤßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Allerhoͤchſten 
Privilegii emittirten Kapital von Einer Million Thalern Prioritaͤts-Obligationen der Berlin - An- 
haltiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft. a 


Beklin, denn: 185. / 
Die Direktion der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
7 (Unterſchriften.) Ba N 
(L. S.) ö 
$ m N. N. 
Obligationen Reg. S. i 5 1 Rendant. 


Controleur. 


Allerhöchſtes Privilegium. 
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Zins⸗Kupo n. 


Prioritäts-Obligation 1. Kupon % J. 
von Fünfhundert Thalern. 

Inhaber dieſes Kupons erhalt gegen deſſen Ruͤckgabe am 

2. Juli 1856. aus der Hauptkaſſe der Berlin⸗Anhaltiſchen 


Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Eilf Thaler sieben Silbergroschen N 
sechs Pfennige Preußiſch Kurant ausgezahlt. ; 


lin, den ten 


Die Direktion der Berlin⸗Anhaltiſchen Eifenbahn- 
Geſellſchaft. 


Nach H. 19. des Geſellſchafts⸗Statuts wird 
nicht mehr eingelöft. 


dieſer Zinskupon nach dem 2. Juli 1860. 


Kup. Reg. S. 


Die Prioritaͤts-Obligationen à 100 Rthlr. find, bis auf die Summe, 
gleichen Inhalts, wie die zu 500 Rthlr., und die Zinskupons lauten auf 


Zwei Thaler fieben Silbergroſchen ſechs Pfennige. 


\ 
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(Nr. 4351.) Bekanntmachung, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der 
: Firma „Neue Dampfer-Kompagnie“ mit dem Domizil zu Stettin. Vom 
12. Februar 1856. 


D. Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 4. Februar 
d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Neue Dampfer⸗ 
Kompagnie“ mit dem Domizil zu Stettin zu genehmigen und die Geſellſchafts⸗ 
ſtatuten zu beſtaͤtigen geruht. Solches wird nach Vorſchrift des Geſetzes uͤber 
die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken hierdurch 
bekannt gemacht, daß der gedachte Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den Statuten durch 
das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Stettin veroͤffentlicht werden wird. 


Berlin, den 12. Februar 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


=. 


(Nr. 4352.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 4. Februar d. J. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung 
„Bergbaugeſellſchaft Neu-Eſſen“ mit dem Domizil zu Eſſen. Vom 
13. Februar 1856. 


Die Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung „Bergbaugeſellſchaft Neu-Eſſen“ mit dem Domizil zu Eſſen 
u genehmigen und die unterm 12. November 1855. notariell vollzogenen 
Geſellſchaftsſtatuten mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 4. d. M., welcher nebſt 
den Statuten durch das Amtsblatt der Regierung zu Duͤſſeldorf zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. 

Solches wird nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes über die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. : 


Berlin, den 13. Februar 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. | 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober - Hofbuchdruderei. 
f (Rudolph Decker.) ; 


